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Hinweise zum Umgang mit Spesen, Sitzungsgeldern und übrigen Entschädigungen an den 

Volksschulen 
 

 

1. Grundsatz: Gemeinden tragen Spesen, Sitzungsgelder und Entschädigungen für Lehrper-

sonen und Schulleitungen 

Lehrpersonen und Schulleitungen der Volksschule sind Angestellte der entsprechenden Gemeinde 

bzw. des Gemeindeverbands (§ 41 GAL). Ihre Löhne werden vom Kanton ausgerichtet (§ 100 Abs. 3 

VSG). Zudem haben sie – wie das übrige vom Kanton entlöhnte Personal – Anspruch auf Ersatz der 

Auslagen, die ihnen bei der Erfüllung der jeweiligen Funktion notwendigerweise entstehen (§ 1 

Abs. 1 Spesendekret).  

Die Spesen und Entschädigungen der an den Volksschulen tätigen Schulleitungs- und Lehrpersonen 

sind allein von den Gemeinden bzw. Gemeindeverbänden als Anstellungsbehörde gemäss § 42 GAL 

zu tragen, dies im Gegensatz zum Lohn und zum übrigen Personalaufwand, die teilweise vom Kan-

ton und den Gemeinden bezahlt werden (vgl. § 100 Abs. 3 VSG, § 1 Gemeindebeteiligungsdekret, 

§ 13 Weiterbildungsverordnung Lehrpersonen).  

2. Spesen 

Spesen fallen an für Verpflegung, Übernachtung und Reisen, die während einer Tätigkeit im Rahmen 

des Berufsauftrags (inkl. obligatorische Weiterbildung) zu erfüllen sind. Die Ansätze richten sich 

grundsätzlich nach kantonalem Spesendekret und -verordnung. Werden neben dem Berufsauftrag 

Sondereinsätze zugunsten der Gemeinde geleistet, richten sich diese nach den Spesenansätzen ge-

mäss den jeweiligen Reglementen der Gemeinde.  

3. Sitzungsgelder 

Schulleitungs- und Lehrpersonen haben für Tätigkeiten im Rahmen ihres Berufsauftrags keinen An-

spruch auf Sitzungsgelder (§ 3 Abs. 3 Satz 1 Spesendekret). Im Umkehrschluss besteht hingegen 

ein Anspruch auf Sitzungsgelder für die Teilnahme an Sitzungen, die Schulleitungs- und Lehrperso-

nen ausserhalb ihres Berufsauftrags leisten (z. B. Kommission zum Bau eines neuen Schulhauses). 

Diese Sitzungsgelder richten sich nach den jeweiligen Reglementen der Gemeinden. Ebenfalls ein 

Anspruch besteht für die Mitarbeit in Kommissionen des BKS (z. B. Pilotprojekt) und des Erziehungs-

rats (§ 3 Abs. 3 Satz 2 Spesendekret). Letztere werden jedoch grundsätzlich vom Kanton übernom-

men.  

4. Bereitstellung oder Entschädigung von Arbeitsgeräten 

Das geltende Spesendekret enthält – abgesehen von der Kilometerentschädigung für Dienstfahrten 

mit privaten Motorfahrzeugen – keine Regelung zur Bereitstellung von Arbeitsgeräten bzw. deren 
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Entschädigung, soweit sie sich im Eigentum des Arbeitnehmers befinden und im Rahmen der berufli-

chen Tätigkeit eingesetzt werden.  

Dennoch sollten den Lehrpersonen und Schulleitungen – analog zu den Verpflichtungen der privaten 

Arbeitgeber (§ 4 Abs. 3 GAL in Verbindung mit Art. 327 OR) – die notwendigen Arbeitsgeräte zur 

Verfügung gestellt werden oder es sollte ihnen eine angemessene Entschädigung für den Einsatz 

eigener Geräte ausgerichtet werden.  

Nach der neuen Volksschulverordnung müssen die Gemeinden ihre Lehrpersonen und Schulleitun-

gen mit einem für die Aufgabenerfüllung geeigneten, persönlichen Notebook oder Tablet (schuleige-

nes Gerät) sowie mit den notwendigen Peripheriegeräten ausstatten (§ 79 Abs. 2 und 3 V VSG). Für 

diese Bestimmung gilt eine Übergangsfrist bis 1. August 2029.  

Bei Kleinpensen, mehreren Kleinpensen an verschiedenen Schulen, für bestimmte Fachlehrperso-

nen und für Assistenzpersonen ist Bring Your Own Device (BYOD) in der Regel die sinnvollere Op-

tion. Kleine Pensen sind Beschäftigungsgrade von 25 % (7 Lektionen) oder weniger (§ 12 Abs. 2 lit. b 

VALL). Wird kein schuleigenes Gerät zur Verfügung gestellt, wird den Schulen empfohlen, die Lehr-

personen für die Nutzung eines eigenen Geräts, beispielsweise mit jährlich Fr. 200.–, zu entschädi-

gen.  

Die Verwendung beziehungsweise Vergütung eines Mobiltelefons durch die Schulen sollte differen-

ziert nach Notwendigkeit und Häufigkeit des schulischen Gebrauchs mit monatlichen oder jährlichen 

Pauschalen erfolgen. 

5. Rechtliche Grundlagen 

Folgende rechtliche Grundlagen sind anwendbar:  

• Gesetz über die Anstellung von Lehrpersonen (GAL) vom 17. Dezember 2002 (SAR 411.200) 

• Volksschulgesetz (VSG) vom 23. September 2025 (SAR XXX.XXX), in Kraft ab 1. August 2026 

• Volksschulverordnung (V VSG) vom 18. Februar 2026 (SAR XXX.XXX), in Kraft ab 1. August 

2026 

• Verordnung über die Anstellung und Löhne der Lehrpersonen (VALL) vom 13. Oktober 2004 

(SAR 411.211) 

• Dekret über Spesen, Sitzungsgelder und übrige Entschädigungen (Spesendekret) vom 14. März 

2000 (SAR 165.170) 

• Dekret über die Beteiligung der Gemeinden am Personalaufwand der Volksschulen und Kinder-

gärten (Gemeindebeteiligungsdekret, GbD) vom 22. Februar 2005 (SAR 411.250) 

• Verordnung über Spesen, Sitzungsgelder und übrige Entschädigungen (Spesenverordnung) vom 

31. Januar 2001 (SAR 165.171) 

• Verordnung über die Weiterbildung der Lehrpersonen (Weiterbildungsverordnung Lehrpersonen) 

vom 15. November 2006 (SAR 411.215) 

• Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fünfter Teil: 

Obligationenrecht, OR) vom 30. März 1911 (SR 220) 

 
 

 
 

 
 

 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/texts_of_law/411.200
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/texts_of_law/411.211
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/texts_of_law/165.170
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/texts_of_law/411.250
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/texts_of_law/165.171
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/texts_of_law/411.215
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/27/317_321_377/de#art_327

